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Die nächsten Ziele sind abgesteckt: Wohnungsbau als Hochhaus in Holzbauweise für den Neckarbogen in Heilbronn
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Mit „Man spricht so viel vom Hohen Haus 
…“ beginnt ein alter Richtspruch für ein Rat-
haus. Ein Blick auf jene Städte, die vom Spät-
mittelalter bis zum Barock von Bedeutung 
waren, verdeutlicht, dass zu jener Zeit hohe 
Holzhäuser gar nicht selten errichtet wurden. 
Allerdings kann das Idyll der Fachwerkstadt 
angesichts aktueller Herausforderungen nicht 
Orientierung sein, sondern nur die damals 
geübte Praxis des umsichtigen Umgangs 
nicht nur mit erneuerbaren Ressourcen.
Seit 2008 lebt die Mehrheit der Weltbevölke-
rung in urbanen Räumen. In den Nationen 
Nordamerikas, Europas, Australiens und Oze-
aniens sowie in Japan, also in Ländern, die bis 
zum Ende des 19. Jahrhunderts vorwiegend 
ländlich geprägt waren, macht der 
Anteil der städtischen Bevölke-
rung mittlerweile 72 bis 95 % aus. 
Werden Städte verändert, ist die 
Gegenwart Anlass für Maßnah-
men, die für kommende Zeiträu-
me bindend sind – selbst dann 
noch, wenn die Art zu denken 
und zu leben längst eine andere 
geworden ist. So gilt, dass Kon-
zepte ausgedient haben, die dar-
auf abzielten, die Siedlungsflä-
chen von Städten auszudehnen. 
Der damit verbundene Flächen-
verbrauch und die Aufwendun-
gen für die Infrastruktur sind 
nicht mehr darstellbar. Parallel 
dazu gilt es darauf vorbereitet zu 
sein, dass der land- und forstwirt-
schaftliche Sektor einen Bedeu-
tungszuwachs erfahren wird, da 
mit dem Ende der Verfügbarkeit 
fossiler Energieträger zu deren 

Dass ein Holzhaus im Brandfall nicht sicher ist, hält sich, völlig zu Unrecht, als veraltete Volksmeinung. Holzhäuser 

unterliegen, wie alle anderen Bauten auch, den gesetzlichen Regelungen des Brandschutzes. Und: der Rohstoff ist 

ein Rohstoff mit Zukunft. Ganz und gar nicht 
auf dem Holzweg

Substitution nachwachsende Rohstoffe ver-
stärkt in den Fokus geraten werden.
Mit den aktuellen Aufgaben kehrt Holz als 
der biogene Leitbaustoff ins urbane Milieu 
zurück. Zunächst vereinzelt auf Initiative 
einzelner Entscheider, mittlerweile deutlich 
wahrnehmbar. Insbesondere in Skandinavien 
oder der Schweiz zeigt sich dies in Verbin-
dung mit dem Ausdruck von Leistungswillen 
auf Seiten der Akteure.
Die Nachverdichtung von Rest-, Brach- und 
Dachflächen der Großsiedlungen aus den 
1950er- bis 1970er-Jahren oder die Konversi-
on von ehemals gewerblich bzw. militärisch 
genutzten Flächen bieten nicht nur in Bal-
lungszentren Optionen für neue Nutzungen. technisch getrocknetes, dimensionsstabiles 

Vollholz findet für Außenwand-, Decken- und 
Dachkonstruktionen Verwendung; Brett-
schichtholz in allen Dimensionen wird für 
Unterzüge oder Stützen und bei weit gespann-
ten Konstruktionen eingesetzt; nahezu emis-
sionsfreie Holzwerkstoffe wie z.B. OSB-Platten 
stellen eine große Weiterentwicklung dar; 
neuartige Baustoffe wie Brettsperrholz bieten 
sich als weitere Varianten an, um als groß-
formatige, vorgefertigte Wand-, Dach- und 
Deckenelemente eingesetzt zu werden. Als 
Abrundung dieser Produktvielfalt bieten Fur-
nierschichthölzer aus Nadel- oder Laubholz 
ungeahnte Einsatzmöglichkeiten im Bereich 
von besonders belasteten Bauteilen.
Dämmstoffe auf der Basis von Holz und ande-
ren nachwachsenden Rohstoffen haben z.T. 
eine lange Tradition (z.B. Holzwolle-Leicht-
bauplatten und Stroh) oder wurden in den 
letzten Jahren zu ingenieurtechnisch opti-
mierten Produkten (z.B. Holzfaserdämmstof-
fe) für vielfältigen Einsatz weiterentwickelt. 
Parallel dazu sind neue Verbindungsmittel 

auf den Markt gekommen. Vor allem Voll-
gewindeschrauben haben die Möglichkeiten 
der Holzverwendung, aber auch die Prozesse 
zur Umsetzung von Bauvorhaben in Holzbau-
weise verändert. Und auf den Holzschutz mit 
Chemie kann und muss im Wohnungsbau 
aufgrund der Erfahrung mit der Schadens-
freiheit baulicher Lösungen der letzten Jahr-
zehnte gänzlich verzichtet werden.

Die aktuelle Struktur des Bauordnungsrechts 
wurde mit dem Ziel angelegt, nach 1945 den 
Wiederaufbau unter Berücksichtigung eines 
neuzeitlichen Städtebaus durchzuführen. In 
der Bad Dürkheimer Vereinbarung vom 21. 
Januar 1955 wurde daher die Zuordnung von 
Zuständigkeiten im Rahmen der Baugesetz-
gebung zur Bundes- bzw. Länderebene fest

In Österreich ist das Holzbaurecht weniger restriktiv: In Wien soll bis 2018 

ein Holzgebäude mit 24 Stockwerken entstehen

Holz kehrt als der biogene Leitbaustoff ins urbane Milieu zurück. 
Zunächst vereinzelt auf Initiative einzelner Entscheider, mittlerweile 

deutlich wahrnehmbar. 

Eine besondere Herausforderung stellen die 
Baulücken dar, die in den Ballungszentren 
zahllos sind: 1- oder 2-geschossige Gebäude 
in geschlossener Bebauung, die nach Kriegs-
schäden als Provisorien errichtet wurden.
Mehrgeschossige Bauvorhaben unter beson-
derer Berücksichtigung der Holzbauweise 
sind sinnvolle Beiträge zur Modernisierung 
der Städte: Mit kurzen Bauzeiten bei geringer 
Belästigung des Umfelds werden Baulücken 
ge- und Brachen erschlossen – bei schlanken 
Holzbaukonstruktionen mit einem hohen 
Ausnutzungsgrad der zur Verfügung stehen-
den Flächen.
Parallel dazu wird der mehrgeschossige Holz-
bau zu neuen Höhenrekorden getrieben: 7- oder 

8-geschossige Objekte sind keine 
Sensation mehr, ein 15-geschos-
siges Wohngebäude im norwegi-
schen Bergen ist unlängst fertig-
gestellt worden, der Baubeginn für 
ein 24-geschossiges in Wien ist für 
das nächste Jahr geplant. Investo-
ren setzen so innovative Lösun-
gen für das Bauen in der Stadt 
um. Dabei wird die Entscheidung 
zugunsten von Holz nur teilweise 
technisch oder mit den ökonomi-
schen Vorteilen einer frühzeitigen 
Nutzbarkeit begründet. Verstärkt 
angeführte Argumente gelten beim 
Einsatz von Baustoffen auf Grund-
lage nachwachsender Rohstoffe 
dem Beitrag zur Reduzierung von 
CO2-Emissionen bei Errichtung 
und Nutzung von Gebäuden.
Für solche Vorhaben steht ein 
breites Spektrum moderner 
Bauprodukte zur Verfügung: 

geschrieben.
Seitdem ist der Bund zuständig für die Rege-
lung des Rechts der städtebaulichen Planung, 
der Baulandumlegung, der Zusammenlegung, 
des Bodenverkehrs, der Erschließung bzw. der 
Bodenbewertung sowie für die Grundzüge der 
Raumordnung der Länder. Den Bundeslän-
dern obliegt das Bauordnungsrecht. Dabei ist 
bereits in der Bad Dürkheimer Vereinbarung 

die Ausarbeitung einer Musterbauordnung 
(MBO) festgelegt worden.
Mit der MBO 2002 wurde der Einsatzbereich 
des Holzbaus über das Einfamilienhaus bzw. 
Gebäude geringer Höhe hinaus erweitert. Die 
mit der MBO 2002 in Zusammenhang stehen-
de Muster-Richtlinie über brandschutztech-
nische Anforderungen an hochfeuerhemmen-



Bauprodukte bzw. -systeme wie Brettsperr-
holz, die Holz-Beton-Verbund-Bauweise (HBV) 
u.a. über Eigenschaften, die sie für den Einsatz 
im mehrgeschossigen Holzbau prädestinieren. 
Der Verwendung dieser innovativen Produkte 
und Systeme steht formal der Umstand entge-
gen, dass die M-HFHHolzR 2004 ihnen nicht 
Rechnung trägt. Eine weitere Abweichung von 
der Muster-Richtlinie betrifft die Reduzierung 
der Leistungsfähigkeit der brandschutztech-
nischen Bekleidung oder den Verzicht auf 
diese aus wirtschaftlichen und/oder gestalte-
risch-formalen Beweggründen. Auch bei den 
Dämmstoffen gibt es, meistens aufgrund von 
ökologischen Anforderungen, Abweichungen, 
z. B. durch  Verwendung von Dämmstoffen aus 
nachwachsenden Rohstoffen.
Noch erheblich stärker eingeschränkt sind die 
Möglichkeiten zur Verwendung von Holz und 
anderen Baustoffen aus nachwachsenden 
Rohstoffen allerdings in den Bundesländern, 
die ihre jeweilige Landesbauordnung nicht in 
Anlehnung an die MBO 2002 novelliert haben. 
Dies betrifft Brandenburg und Nordrhein-
Westfalen (NRW). 
Konkret muss konstatiert werden, dass in die-
sen Ländern im Zuge innovativer Planungen 
bedauerlicherweise nicht immer auf einge-
führte Richtlinien Bezug genommen werden 
kann. Die Umsetzung derartiger Bauvorhaben 
gelingt in diesen beiden Bundesländern nur 
mit erheblichem planerischen und kommu-
nikativen Aufwand. Dies ist aus technischer 
Sicht nicht nachvollziehbar, da die Erarbei-
tung der wissenschaftlichen Grundlagen zur 
Formulierung der Schutzziele der M-HFH-
HolzR 2004 in enger Abstimmung mit den 
Vertretern der Fachkommission Bauaufsicht 
der Bauministerkonferenz erfolgte. Mit dem 
Nachweis, das brandschutztechnische Sicher-
heitsniveau bei mehrgeschossigen Holzbau-
ten in moderner Bauweise erreichen zu kön-
nen, waren die Voraussetzungen erfüllt, die 

Bauen mit Holz und                 

nachwachsenden Rohstoffen

Die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe 
(FNR) fördert als Projektträger des Bundes-
ministeriums für Ernährung und Landwirt-
schaft (BMEL) Forschung und Entwicklung 
zu nachwachsenden Rohstoffen.
2015 trat auf Initiative von BMEL und FNR 
erstmals ein sog. „Runder Tisch ‚Ordnungs-
rechtliche Hemmnisse für das Bauen mit 
Holz und nachwachsenden Rohstoffen‘“ 
zusammen. Beteiligt waren sowohl Vertreter 
von Bund und Ländern, als auch von Hoch-
schulen und Verbänden sowie Architekten 
aus dem Holzbaubereich.
Alle Beteiligten waren sich einig in dem 
Wunsch nach einer Weiterentwicklung des 
Bauordnungsrechts und insbesondere der 
M-HFHHolzRL, um den technischen Weiter-
entwicklungen im Holzbau und den Klima-
schutzpotenzialen des Bauens mit nachwach-
senden Rohstoffen besser gerecht zu werden. 
Eine entsprechende Empfehlung an die 
zuständigen Bundesbehörden oder die Baumi-
nisterkonferenz soll ausgesprochen werden. 

Mehrgeschossige Bauvorhaben unter besonderer Berücksichtigung der 
Holzbauweise sind sinnvolle Beiträge zur Modernisierung der Städte.

Das Multifunktionsgebäude c13 - ein Projekt in der Gebäudeklasse 5 - steht in Berlin und wäre aktuell in 

Baden-Württemberg ein regelkonformes Bauvorhaben 
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M-HFHHolzR 2004 zu formulieren und ihre 
Inhalte in Ergänzung zur MBO 2002 festzule-
gen. Im Vergleich mit anderen Ländern Euro-
pas, die über eine ähnlich lange Holzbautradi-
tion verfügen, nehmen sich die Möglichkeiten 
für das Bauen mit nachwachsenden Rohstof-
fen angesichts der Regelungen hierzulande im 
Allgemeinen, in NRW und Brandenburg im 
Besonderen, sehr beschränkt aus.
Immerhin wurde mit der zum 1. März 2015 
novellierten Landesbauordnung für Baden-
Württemberg (LBO) die Verwendung von 
Holz für Bauvorhaben in der Gebäudeklasse 
5 geregelt. In § 26 Allgemeine Anforderungen 
an das Brandverhalten von Baustoffen und 
Bauteilen ist formuliert, dass für tragende 
oder aussteifende sowie raumabschließende 
Bauteile, die hochfeuerhemmend (F60) oder 

feuerbeständig (F90) sein müssen, brennbare 
Baustoffen (B) zulässig sind, wenn die gefor-
derte Feuerwiderstandsdauer nachgewiesen 
wird. Zudem sind die Bauteile so herzustellen 
und einzubauen, dass Feuer und Rauch nicht 
über Grenzen von Brand- oder Rauchschutz-
bereichen hinweg übertragen werden können.
Damit sind in Baden-Württemberg regelkon-
form Holzbauvorhaben bis zur Hochhausgren-
ze möglich, und es kann die Bearbeitung eines 
entsprechenden Bauantrags nicht grundsätzlich 
allein mit Verweis auf die vorgesehene Materi-
alität des wesentlichen Baustoffs abgelehnt 
werden – wie dies z.Zt. in einigen nordrhein-
westfälischen Kommunen schon bei Vorhaben 
in der Gebäudeklasse 3 gehandhabt wird.
Dazu wird unter Federführung der Hochschule 
Rottenburg für Baden-Württemberg ein Kata-
log baukonstruktiver Lösungen zur Umsetzung 
von Holzbauvorhaben in der Gebäudeklasse 
5 vorbereitet. Mit der Obersten Bauaufsicht 
werden v.a. praxisübliche Bauteilanschlüsse 
hinsichtlich ihrer Verwendbarkeit im Sinne der 
LBO bewertet und weiterentwickelt. Bis dahin 
können Bauvorhaben in Holzbauweise in der 
Gebäudeklasse 5 auf Grundlage individueller 
Brandschutzkonzepte umgesetzt werden. Ent-
sprechend wird bei Projekten, die in Heilbronn 
im Zuge des Stadtentwicklungsvorhabens 
Neckarbogen geplant sind, verfahren.
Ungeachtet dessen bedarf es weiterer For-
schungs- und Entwicklungsarbeit, um die 
Verwendung von Baustoffen aus nachwach-
senden Rohstoffen mit Blick auf die bauord-
nungsrechtlichen Rahmenbedingungen aus-
zubauen bzw. die bauordnungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen mitsamt den Prüfver-
fahren - bspw. für Wärmedämm-Verbundsys-
teme - neu auszurichten. Denn es gilt nicht 
nur, die vermeintlich riskanten „neuen“ Bau-
stoffe, sondern gleichermaßen die riskanten 
„bewährten“ Baustoffe sicherheitstechnisch 
realistisch zu bewerten.

Den Einsatz von Dämmstoffen aus nachwachsenden Rohstoffen – wie hier 

Holzfaserplatten für den Schallschutz - erlaubt die M-HFHHolzR nicht; sie 

bedürfen der Einzelfallgenehmigung
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Laut M-HFHolzR kann Holz nur nicht sichtbar verbaut werden. Sollen Holz-

decken dennoch unverkleidet bleiben - was aus gestalterischen und bau-

physikalischen Gründen oft gewünscht ist – muss die Behörde zustimmen
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de Bauteile in Holzbauweise (M-HFHHolzR 
2004) ist als technische Baubestimmung 
eingeführt. Nach MBO 2002 bzw. M-HFHHolzR 
2004 sind tragende Bauteile in Holzbauweise bis 
zu einer Höhe der Oberkante Fertigfußboden 
des oberstes Geschoss von 13 m (i.e. die Gebäu-
deklasse 4) bei Größen der Nutzungseinheiten 
von nicht mehr als 400 m² zulässig, wenn aus-
schließlich nichtbrennbare Dämmstoffe ver-
wendet werden und die Bauteile allseitig eine 

brandschutztechnisch wirksame Bekleidung 
aufweisen. Die Brandschutzbekleidung muss 
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und 
den Brandeintrag in die Konstruktion für min-
destens 60 min verhindern (Kapselkriterium K). 
Sonstige Anforderungen an die Brandschutz-
bekleidung und erforderliche Leistungskrite-
rien sind in der M-HFHHolz-R 2004 festgelegt. 
Diese detailliert für die baulichen Maßnahmen 
zur Risikominderung die Anforderungen an 

die Baustoffe wie Holz, Bekleidungen, Dämm-
stoffe und Folien, an die Wand- und Decken-
bauteile, Stützen und Träger einschließlich 
ihrer Anschlüsse sowie an die Öffnungen für 
Einbauten und die Art der Installationsfüh-
rung. Dabei berücksichtigt die M-HFHHolzR 
2004 nur die Holzrahmen- bzw. Holztafel- 
sowie die Fachwerkbauweise, da bei diesen ein 
erheblicher Grad an Vorfertigung möglich ist. 
Andere Bauweisen wie die Brettstapelbauwei-
se als Massivholzbausystem bleiben grund-
sätzlich unberücksichtigt. Eine Ausnahme ist 
für Deckenkonstruktionen aus Brettstapelele-
menten formuliert.
Forschungsarbeiten zur Entwicklung der 
M-HFHHolzR 2004 haben gezeigt, dass die Ent-
zündung der Holztragkonstruktion durch geeig-
nete Bekleidungen verhindert wird. Darüber 
hinaus wurde nachgewiesen, dass Bauteilan-
schlüsse im Holzbau bei Einhaltung konstruk-
tiver Mindestanforderungen einen wirksamen 
Abschluss gegen Rauch aufweisen. So wird die 
Übertragung von Rauch und Brandgasen in 
benachbarte Nutzungseinheiten behindert und 
sichergestellt, dass die Feuerwehr bei ihrem Ein-
treffen ein beherrschbares Szenario vorfindet. 
Mit dem Nachweis, das brandschutztechnische 
Sicherheitsniveau bei modernen mehrgeschos-
sigen Holzbauten erreichen zu können, waren 
die Voraussetzungen erfüllt, die M-HFHHolzR 
2004 zu formulieren und ihre Inhalte in Ergän-
zung zur MBO 2002 festzulegen.
Auf Grundlage der seit 2004 realisierten 
mehrgeschossigen Objekte in Holzbauweise 
lassen sich zum Stand der M-HFHHolzR 2004 
folgende Feststellungen treffen:
– Die Funktionalität der M-HFHHolzR 2004 

ist nachgewiesen.
–	 Die Holztafelbauweise in Ergänzung mit 

Bekleidungen aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen ist aus brandschutztechnischer 
Sicht im Vergleich zur mineralischen Mas-
sivbauweise dieser gleichwertig.

–	 Holz kann nur nicht sichtbar verbaut wer-
den.

–	 Die Verwendung von Dämmstoffen aus 
nachwachsenden Rohstoffen ist nicht er
laubt.

Diese Rahmenbedingungen haben zur Folge, 
dass in der Praxis Abweichungen von den Vor-
gaben der M-HFHHolzR 2004 üblich sind. 
Die Abweichungen betreffen zum Beispiel die 
Art der Holzbauweise. So verfügen verschie-
dene zwischenzeitlich zur Marktreife geführte 


